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SOZIALE ZUSCHLAGSKRITERIEN – LOCKERUNG DES BEZUGS ZUM BESCHAFFUNGSGEGENSTAND?  Soziale 

Nachhaltigkeitsaspekte wie die Lohngleichheit von Frau und Mann dürfen gemäss einem neuen Urteil des 

Bundesverwaltungsgerichts (BVGer B-9902/2025 vom 18. Juni 2026) grundsätzlich als Zuschlagskriterium 

berücksichtigt werden. Vorausgesetzt ist jedoch eine objektive und wissenschaftlich tragfähige Bewertungsmethode. 

Offen bleibt, inwieweit mit dem Urteil der bislang geforderte sachliche Bezug von Zuschlagskriterien zum 

Beschaffungsgegenstand gelockert wird.
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Das Wesentliche in Kürze

Im kürzlich ergangenen Urteil 
B-9902/2025 setzt sich das Bundesver-
waltungsgericht erstmals vertieft mit der 
sozialen Nachhaltigkeit als Zuschlagskri-
terium nach Inkrafttreten des revidierten 
BöB auseinander. Im Zentrum stand die 
Frage, ob eine Vergabestelle die über 
die gesetzlichen Mindestanforderungen 
hinausgehende Lohngleichheit zwischen 
Frauen und Männern im Rahmen der 
Angebotsbewertung honorieren darf. Das 
Gericht bejaht diese Frage im Grundsatz. 
Gleichzeitig setzt es der praktischen 
Umsetzung solcher Nachhaltigkeitskrite-
rien Grenzen, indem es verlangt, dass die 
konkrete Bewertungsmethode wissen-
schaftlich nachvollziehbar und vergabe-
rechtlich überprüfbar ausgestaltet ist.

Die Bedeutung des Urteils besteht darin, 
dass das Bundesverwaltungsgericht 
erstmals den Nachhaltigkeitsbegriff 
des neuen BöB systematisch auslegt 
und daraus ableitet, dass auch allge-
meine Aspekte der Unternehmensfüh-
rung Zuschlagskriterien bilden können. 
Dieser Schritt weicht von der bisherigen 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
ab, die sog. vergabefremden oder nicht 
leistungsbezogenen Kriterien die Anwen-
dung versagte (insbesondere  
BGE 140 I 285).

Sachverhalt

Dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts BVGer B-9902/2025 vom  
18. Juni 2026 lag folgender Sachver-
halt zugrunde: Die ETH Zürich schrieb 
die Strombeschaffung für die ETH, die 

Eidgenössische Materialprüfungs- und 
Forschungsanstalt (Empa) und die Eidge-
nössische Anstalt für Wasserversorgung, 
Wasserreinigung und Gewässerschutz 
(Eawag) für die Jahre 2029–2030 im of-
fenen Verfahren aus. Das Beschaffungs-
volumen betrug rund 130 GWh pro Jahr. 
Die Ausschreibung enthielt nebst dem 
Zuschlagskriterium 1 (Energiepreis) ein 
Zuschlagskriterium (ZK 2) "Lohngleich-
heit zwischen Frau und Mann" mit einer 
Gewichtung von 10 %, wobei Unterneh-
men je nach ausgewiesenem unerklär-
tem Lohnunterschied zwischen Frauen 
und Männern zwischen 0 und 10 Punkten 
erhielten. Die bisherige Stromlieferantin 
focht die Ausschreibung an. Sie bean-
standete namentlich das ZK 2 betreffend 
Lohngleichheit.

Prozessuales

Das Bundesverwaltungsgericht hält zu-
nächst mehrere prozessrechtlich bedeut-
same Grundsätze fest: Ausschreibungs-
bedingungen müssen unmittelbar mit 
der Ausschreibung angefochten werden 
(vgl. Art. 53 Abs. 2 BöB). Rechtsbegeh-
ren müssen zudem genügend bestimmt 
formuliert sein. Allgemein gehaltene 
Begehren wie z.B., dass diskriminierende 
Bestimmungen zu unterlassen oder Zu-
schlagskriterien leistungsbezogen auszu-
gestalten seien, genügen den Anforde-
rungen von Art. 52 Abs. 1 VwVG nicht. 

Das Gericht verlangt von Beschwerdefüh-
rern, dass sie konkret aufzeigen, welche 
Ausschreibungsbedingungen wie und aus 
welchen Gründen abzuändern sind. Eine 
pauschale Beanstandung einer  
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Soziale Zuschlagskriterien  – 
Lockerung des Bezugs zum 
Beschaffungsgegenstand?  
Gemäss einem kürzlichen Urteil des Bundesverwaltungsgerichts erlaubt Art. 29  

Abs. 1 BöB Vergabestellen, soziale Nachhaltigkeitsaspekte im Sinne einer Übererfül-

lung von Teilnahmebedingungen als Zuschlagskriterium zu berücksichtigen. Verlangt 

wird jedoch u.a. eine objektive und wissenschaftlich tragfähige Bewertungsmethode. 

Eine schematische Punktevergabe anhand prozentualer Unterschiede der mit Logib 

ermittelten Lohndifferenz genügt diesen Anforderungen nicht. Unklar bleibt, inwie-

weit das Urteil die bislang geforderte Leistungsbezogenheit von Zuschlagskriterien 

relativiert.



angeblichen Rechtswidrigkeit reicht dafür 
nicht aus. Daher trat das Gericht auf die 
betreffenden Rechtsbegehren nicht ein, 
und zwar infolge professioneller Ver-
tretung der Beschwerdeführerin ohne 
Ansetzung einer Nachfrist (E. 2.3.1.3).

Rechtliche Kernfrage

Im Zentrum des Urteils steht die Fra-
ge, ob die Vergabestelle eine über die 
gesetzliche Mindestanforderung hinaus-
gehende Lohngleichheit als Zuschlagskri-
terium bewerten darf. Dabei musste sich 
das Gericht erstmals dazu äussern, in 
welchem Verhältnis die Nachhaltigkeit als 
Zuschlagskriterium unter dem revidier-
ten Vergaberecht zum Erfordernis der 
Leistungsbezogenheit von Zuschlagskri-
terien steht.

Die Beschwerdeführerin stellte die 
Leistungsbezogenheit von ZK 2 mit dem 
Argument in Frage, dass ein geringer Ge-
haltsunterschied in einer Unternehmung 
keine erhöhte Gewähr für eine bessere 
Erbringung der nachgefragten Leistung 
mit sich bringe. Insbesondere habe diese 
Tatsache keinen Einfluss auf die Qualität 
oder Zuverlässigkeit der Stromlieferung 
(E. 4.1). Die Vergabestelle entgegnete, 
die qualitative Berücksichtigung einer 
besseren Lohngleichheit müsse in An-
lehnung an die bundesgerichtliche Praxis 
zur Mehreignung (Bessererfüllung von 
Eignungskriterien) zulässig sein (E. 4.2).

Erwägungen des Bundesverwaltungs-
gerichts

1.	 Übererfüllung von Teilnahmebedin-
gungen kann Zuschlagskriterium 
sein

Das Gericht betont zunächst den breiten 
Ermessensspielraum der Vergabestellen 
bei der Auswahl und der Gewichtung der 
Vergabekriterien (E. 3 und 4.3). Sodann 
verweist es auf seine ständige Recht-
sprechung, wonach die Eignungskriterien 
auftragsspezifisch beziehungsweise 
leistungsbezogen sein müssen (grundle-
gend das Urteil des BVGer B-1470/2010 
vom 29. September 2010 "Privatisierung 
Alcosuisse I", auszugsweise publiziert 
als BVGE 2010/58, E. 2.1 mit Hinweisen). 
Anschliessend ruft es in Erinnerung, 
dass die Angebote anhand leistungsbe-

gige Stelle gemäss dem Gleichstellungs-
gesetz vom 24. März 1995 (GlG, SR 151.1) 
geschehen.

Gemäss Gericht erfüllen Teilnahmebedin-
gungen und Zuschlagskriterien unter-
schiedliche Funktionen: Die gesetzliche 
Mindestanforderung der Lohngleichheit 
nach Art. 12 BöB schliesse nicht aus, 
dass eine darüber hinausgehende Er-
füllung im Wettbewerb bewertet werde. 
Dies stelle keine unzulässige Doppelprü-
fung dar (E. 4.8.8). Das Gericht wendet 
damit die bundesgerichtliche Praxis zur 
"Mehreignung" von den Eignungskriterien 
analog auf die Teilnahmebedingungen an.

2.	 Vergleich mit dem europäischen 
Vergaberecht

Das Gericht setzt sich ausführlich mit 
den Materialien, der herrschenden 
Lehre und der Rechtsprechung zum EU-
Vergaberecht auseinander. Laut Gericht 
wird bislang mehrheitlich verneint, dass 
Aspekte des allgemeinen Verhaltens 
des Unternehmens einen genügenden 
sachlichen Bezug zum Beschaffungsge-
genstand aufweisen. Daher sei es bislang 
nicht zulässig gewesen, von den Bietern 
eine vorbildliche Politik der Chancen-
gleichheit im Unternehmen im Allgemei-
nen als Zuschlagskriterium zu bewerten. 
Immerhin sei mit Blick auf Art. 67 Abs. 3  
der Richtlinie 2014/24/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG (ABl. 2014 L 94/65) 
davon auszugehen, dass der Begriff "Ver-
bindung mit dem Auftragsgegenstand" 
weit auszulegen sei (E. 4.8.6).

Besondere Bedeutung misst das Gericht 
dem EuGH-Urteil "AESTE" (C-210/24) vom 
5. März 2026 zu. Danach können soziale 
Zuschlagskriterien zulässig sein, sofern 
(i) ein Bezug zum Auftragsgegenstand 
besteht, (ii) objektive Bewertungsmass-
stäbe verwendet werden, und (iii) Trans-
parenz, Gleichbehandlung und Verhält-
nismässigkeit gewahrt bleiben. Punkt (i) 
sei etwa dann gegeben, wenn sich das 
soziale Kriterium direkt auf das für die 
Vertragserfüllung eingesetzte Personal 
beziehe. 

zogener Zuschlagskriterien zu bewerten 
sind, wobei die Rechtsprechung bereits 
unter altem Recht die Berücksichtigung 
der sogenannten "Mehreignung" insbe-
sondere in Bezug auf Schlüsselpersonen 
als rechtskonform anerkannt habe. Dies 
gelte unter neuem Recht umso mehr, als 
Art. 41 BöB vorsieht, dass das vorteilhaf-
teste Angebot den Zuschlag erhält, was 
die Bedeutung der Qualität betone (E. 4.6).

Die Ausschreibung verlangte unter 
"Eignungskriterium 5" die Einhaltung 
sozialer Mindestvorschriften. Dies war 
mittels Selbstdeklaration und Angabe der 
Lohndifferenz in % der Lohngleichheits-
analyse im Offertformular zu belegen. 
Das Gericht merkt dazu an, dass das 
neue Recht zwischen Eignungskriterien 
und (eignungsunabhängigen) Teilnahme-
bedingungen präziser unterscheide als 
das frühere Recht und qualifizierte die 
Anforderung konkludent als Teilnahme-
bedingung im Sinne von Art. 12 bzw.  
26 BöB (E. 4.8.1).

Zusätzlich wurde die Lohngleichheit in 
der Ausschreibung als Zuschlagskriteri-
um (ZK 2) "Einhaltung der Lohngleichheit 
zwischen Frau und Mann" bewertet. 
Dabei sollte ein geringerer Gehaltsunter-
schied positiv bewertet werden und die 
Beurteilung wie folgt anhand der prozen-
tualen Abweichung erfolgen: 

Gehaltsunterschied Punkte

bis und mit 1 % 10

über 1 % bis und mit 2 % 8

über 2 % bis und mit 3 % 6

über 3 % bis und mit 4 % 4

über 4 % bis und mit 5 % 2

über 5 % 0

Anbieterinnen mit 100 oder mehr Arbeit-
nehmenden (ohne Lernende) mussten 
gemäss den Ausschreibungsunterlagen 
(ETH-Selbstdeklaration) nachweisen, wie 
die Lohnpraxis überprüft wurde. Dies 
kann mit einer Lohngleichheitsanalyse 
des Standard-Analyse-Tools des Bundes 
(Logib), durch eine staatliche Kontrolle 
(Bund, Kanton, Stadt/Gemeinde) der 
Einhaltung der Lohngleichheit zwischen 
Frau und Mann oder durch eine unabhän-
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3.	 Lockerung des Leistungsbezugs 
unter dem revidierten Vergaberecht

Das Gericht betont zunächst, dass "Zu-
schlagskriterien nach Art. 29  
Abs. 1 BöB […] leistungsbezogen sein und 
folglich grundsätzlich einen sachlichen 
Bezug zum Leistungsgegenstand haben 
[müssten]" (E. 4.8.11). Allerdings habe der 
Gesetzgeber mit der Vergaberechtsrevi-
sion die bis anhin geforderte Verbindung 
zur beschafften Leistung gelockert, so-
dass "bis zu einem gewissen Grad" auch 
Aspekte einbezogen werden dürften, die 
sich auf die beteiligten Unternehmen im 
Allgemeinen und nicht nur auf die Her-
stellung der konkret beschafften Leis-
tungen beziehen. Somit sei "nicht mehr 
auszuschliessen, dass auch Aspekte 
verlangt und bewertet werden können, 
die Anforderungen an das allgemeine Un-
ternehmenshandeln enthalten, wenn das 
erforderlich ist, um eine sozialverträgli-
che und umweltgerechte Herstellung des 
Beschaffungsgegenstands zu erreichen".  

Die Ansicht des Gerichts gründet darauf, 
dass Art. 2 lit. a BöB nicht mehr einen 
reinen Preis-, sondern einen Qualitäts-
wettbewerb verlange. Die öffentlichen 
Mittel sollen demnach wirtschaftlich 
und volkswirtschaftlich, ökologisch und 
sozial nachhaltig eingesetzt werden. 
Dies spiegle sich auch in Art. 41 BöB, 
wonach neu das "vorteilhafteste" (statt 
das "wirtschaftlich günstigste") Angebot 
den Zuschlag erhalte. Art. 2 lit. a BöB be-
gründe zwar keine unmittelbaren Rechte 
und Pflichten, die Bestimmung sei jedoch 
bei der Auslegung von einzelnen Bestim-
mungen des Gesetzes von Bedeutung. 
Entsprechend könne ein Nachhaltigkeits-
kriterium bei der Wahl des besten Anbie-
ters in allen Verfahrensabschnitten der 
Beschaffung zur Anwendung kommen  
(E. 4.8.5).

4.	 Warum das Zuschlagskriterium den-
noch scheiterte

Obwohl das Gericht die grundsätzliche 
Zulässigkeit sozialer Zuschlagskriterien 
wie der Lohngleichheit ausdrücklich an-
erkennt, erklärt es die konkrete Ausge-
staltung für rechtswidrig. Entscheidend 
dafür ist das Fehlen einer belastbaren 
methodischen Grundlage, um die von der 

der Rechtsprechung des Bundesgerichts 
zum früheren Vergaberecht (insbeson-
dere BGE 140 I 285) ab, wonach sozial 
oder ökologisch motivierte Vergabekri-
terien ohne direkten Zusammenhang zur 
beschafften Leistung vergabefremd und 
nur in gesetzlich vorgesehenen Fällen 
zulässig sind.

Aus unserer Sicht ist das Urteil nicht 
in allen Punkten schlüssig: Zunächst 
ist nicht leicht nachvollziehbar, wie das 
Gericht von der mit der Revision des Ver-
gaberechts initiierten Verlagerung vom 
Preis- zum Qualitätswettbewerb ("Pa-
radigmenwechsel") zur Zulässigkeit un-
ternehmensbezogener Nachhaltigkeits-
anforderungen als Zuschlagskriterien 
gelangt. Das Beschaffungswesen dient, 
auch unter dem revidierten Vergabe-
recht, dem Einkauf spezifischer Produkte 
und Leistungen, nicht der Bewertung 
oder Förderung von Anbieterinnen 
hinsichtlich ihrer Unternehmensführung. 
Wirtschaftspolitische Zielsetzungen und 
(Förder-)Massnahmen sind dem Ver-
gaberecht fremd. Zu wenig Beachtung 
geschenkt wird in diesem Zusammen-
hang dem klaren Wortlaut der zitierten 
Gesetzesbestimmungen  
(Art. 29 Abs. 1 BöB) und Äusserungen in 
der bundesrätlichen Botschaft zum revi-
dierten BöB (BBl 2017 1051, S. 1939; "Bot-
schaft BöB"), welche die Leistungsbezo-
genheit der Zuschlagskriterien betonen. 
Ähnliches gilt für das vom Gericht refe-
renzierte EuGH-Urteil C-210/24 ("AESTE"), 
wonach eine übertarifliche Entlöhnung 
(nur) insofern zulässig ist, als sie sich auf 
das auftragserfüllende Personal bezieht 
und somit eine hinreichende Verbindung 
zum Beschaffungsgegenstand aufweist. 
Bedauerlicherweise lässt das Urteil eine 
rechtsdogmatische Auseinandersetzung 
mit und damit Beantwortung der eigentli-
chen Kernfrage vermissen: Ist ein primär 
unternehmens- statt leistungsbezogenes 
Kriterium wie die Lohngleichheit im Lich-
te der zitierten (aber bedauerlicherweise 
nicht näher analysierten) Rechtsquellen 
ein zulässiges Zuschlagskriterium, insbe-
sondere bei einem Lieferauftrag für ein 
Standardprodukt wie Strom?

Vergabestelle vorgesehene, auf Pro-
zentabweichungen der Lohngleichheit 
bezogene und fein abgestufte Bewertung 
des Zuschlagskriteriums vornehmen zu 
können.

Insbesondere weist das Gericht darauf 
hin, dass (i) Logib ausschliesslich als 
Instrument zum Nachweis der Einhaltung 
der Lohngleichheit entwickelt worden sei, 
(ii) sämtliche Merkblätter des Eidgenössi-
schen Gleichstellungsbüros (EBG) einzig 
auf Teilnahmebedingungen ausgerich-
tet seien, wobei nichts anderes für die 
Nachhaltigkeitsempfehlungen der Be-
schaffungskonferenz des Bundes (BKB) 
und das Nachhaltigkeits-Faktenblatt 
der TRIAS gelte, und (iii) der gesetzliche 
Toleranzwert für Lohnunterschiede von 
5 % rein methodisch bedingt sei. Daraus 
ergebe sich im Umkehrschluss, dass 
mangels hinreichender Genauigkeit die 
methodische Basis für eine Differenzie-
rung auf Prozente genau bis 0 % fehle. 
Eine solche wäre aber Voraussetzung 
für die Zulässigkeit der Berücksichti-
gung der Lohngleichheit im Rahmen der 
Zuschlagskriterien (E. 4.8.11.4).

Das Gericht folgert, mangels genügender 
methodischer Grundlage könne kein ob-
jektiver Vergleich der Angebote gewähr-
leistet werden. Die Ausschreibung wurde 
deshalb aufgehoben und die Angelegen-
heit an die Vergabestelle zurückgewiesen 
(E. 4.8.11.5).

Würdigung und Bedeutung für die Praxis

1.	 Würdigung

Der Entscheid markiert einen praktisch 
wichtigen Meilenstein in der Rechtspre-
chung zum revidierten BöB. Das Bun-
desverwaltungsgericht bestätigt, dass 
die soziale Nachhaltigkeit nicht bloss 
programmatisches Ziel des Beschaf-
fungsrechts ist, sondern grundsätzlich 
auch als Zuschlagskriterium eingesetzt 
werden darf. Rechtsfortbildend wirkt der 
Entscheid insofern, als das Gericht die 
Leistungsbezogenheit von Zuschlagskri-
terien relativiert: Auch Aspekte der all-
gemeinen Unternehmensführung sollen 
grundsätzlich in die Angebotsbewertung 
einfliessen können. Damit weicht das 
Bundesverwaltungsgericht deutlich von 
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Somit bleibt unklar, inwieweit Zuschlags-
kriterien verwendet werden dürfen, die 
sich auf die anbietenden Unternehmen 
im Allgemeinen jenseits der konkret zu 
beschaffenden Leistung beziehen. Das 
Gericht betont immerhin mit Blick auf das 
EuGH-Urteil AESTE (dort Rz. 38 in fine), 
dass sich eine Dienstleistungsbeschaf-
fung deutlich besser für soziale Kriterien 
eigne als die Strombeschaffung  
(E. 4.8.11.3). Die Einschränkung ist 
insofern naheliegend, als bei Dienstleis-
tungen immerhin vorausgesetzt werden 
kann, dass sich die sozialen Kriterien 
(hier: Lohngleichheit) auf die eingesetz-
ten Personen bzw. deren Funktionen 
beziehen und so ein zumindest loser 
Bezug zur Leistungserbringung besteht. 
Bei Lieferaufträgen lassen sich soziale 
Aspekte unseres Erachtens häufig besser 
durch eine entsprechende Spezifizierung 
des Beschaffungsgegenstands berück-
sichtigen (z.B. Fair Trade-Bananen, vgl. 
Botschaft BöB, S. 1943).

2.	 Hinweise für die Praxis

Das Urteil stellt zwar klar, dass unter-
nehmensbezogene Nachhaltigkeits-
aspekt wie die Lohngleichheit nicht nur 
im Rahmen von Teilnahmebedingungen, 
sondern grundsätzlich auch als Zu-
schlagskriterium berücksichtigt werden 
können. Angesichts der verbleibenden 
Unklarheiten sollte jedoch weiterhin 
darauf geachtet werden, dass Zuschlags-
kriterien einen hinreichenden sachlichen 
Bezug zum Beschaffungsgegenstand 
aufweisen. Ebenso wichtig ist, dass die 
Vergabegrundsätze, insbesondere Trans-
parenz und Gleichbehandlung, sowie die 
Verhältnismässigkeit gewahrt bleiben. 

Schliesslich stellt das Gericht hohe An-
forderungen an die methodische Grund-
lage der Bewertung solcher Kriterien, die 
nach objektiven und belastbaren Metho-
den erfolgen muss. Beispielsweise eignet 
sich Logib zwar als Nachweis der Einhal-
tung gesetzlicher Mindestanforderungen 
(sprich: Teilnahmebedingungen), nicht 
jedoch als Instrument zur Rangierung 
von Angeboten. Vergabestellen müssen 
daher genau prüfen, ob die verfügbaren 
Instrumente eine objektive Bewertung 
der Nachhaltigkeitskriterien erlauben. 
Man darf gespannt sein, ob nun das EBG, 
TRIAS und/oder die BKB ihre Empfehlun-

gen und Merkblätter anpassen werden, 
um eine methodische (und gerichtsfeste) 
Grundlage für die Berücksichtigung der 
Lohngleichheit nicht nur im Rahmen der 
Teilnahmebedingungen, sondern auch 
im Rahmen der Zuschlagskriterien zu 
schaffen. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Es 
wird sich weisen, ob das Bundesgericht 
und die kantonalen Gerichte für die IVöB 
dieser Praxis folgen werden.

Vergabe News berichtet über neuere Entwicklungen und 

wichtige Themen im Bereich des schweizerischen 

Beschaffungsrechts. Die darin enthaltenen Informationen 

und Kommentare stellen keine rechtliche Beratung dar 

und die erfolgten Ausführungen sollten nicht ohne spezifi-

sche rechtliche Beratung zum Anlass für Handlungen ge-

nommen werden.

Unter www.beschaffungswesen.ch finden Sie eine Einfüh-

rung und weiterführende Informationen zum öffentlichen 

Beschaffungsrecht der Schweiz, insbesondere hilfreiche 

Links zu den verschiedenen Rechtsquellen sowie Publika-

tionsbeiträge.
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